
Diese länderweise Aufteilung der in den Jahren 1960 und 
1961 aus .der \Vohnraumbewirtschaftung herausgenommenen 
Kreise läßt erkennen, daß Baden-Württemberg und. Rhein­
land-Pfalz mit einem Anteil von nicht ga11z zwei Dritteln 
sogenannter weißer Kreise an der Spitze der· Bundesländer 
stehen, in denen sich das rechnerische \Vohnungsdefizit ver­
ringert hat. Bayern folgt mit nahezu einem Drittel, Schleswig­
Holstein mit fast einem Viertel, Nordrhein-Westfalen, Hessen 
und Niedersachsen mit rund einem Achtel weißer Kreise. Es 
wird daraus auch ersichtlid1, daß die allmähliche Abdedrnng 
des Wohnungsdefizits sich in den drei südlich gelegenen Bun­
desländern rascher vollzieht als in den übrigen Gebieten der 
Bundesrepublik. 

In Baden-Württemberg selbst ist clas Wohnungsdefizit nach 
eiern Stand vom 31. Dezember 1960 gegenüber dem Vorjahr 
von 5,4 vH auf 4,1 vH zurückgegangen, das heißt, die Zahl 
der• Wohnungsanwärter hat die Zahl der vorhandenen Nor­
malwohnu.ngen ( ohne die beschränkt hewohnharen) am J ah­
resende 1960 durchsdmittlich noch um 4,1 vH überschritten, 
wobei unter Wohnungsanwärter sämtliche Mehrpersonen­
Wohnparteien plus 50 vH sämtlicher Einpersonen-Wohnpar­
teien in den Kreisen beziehungsweise 60 vH sämtlicher Ein­
personen-Wohnparteien in ~emeinden mit 100 000 und mehr 
Einwohner zu verstehen sind. Die Durchschnittssätze des 
Wohnungsdefizits, nad1 Regierungsbezirken aufgeschlüsselt, 
liegen in Nordwürttemberg hei 6,6 vH (1959 = 8,0 vH), in 
Nordbaden bei 3,8 vH (1959 = 5,6 vH), in Süclbadeu hei 
2,4 vH (1959 = 3,5 vH) und in Südwürttemberg-Hohenzollern 
bei 0,6 vH (1959 = 1,4 vH). 

Demnach wurde das in Baden-Württemberg Ende 1959 be­
stehende Wohnungsdefizit im Laufe des Jahres 196Q haupt­
säd1lich in den beiden nördlichen Regierungsbezirken weiter­
hin abgebaut. In Südbaden und in Süclwürttemherg-Hohen­
zollern hat es sich nur unbedeutend verringert. Das erklärt 
sid1 damit, daß s.chon im vergangenen Jahr die Wohnverhält­
nisse in den sücllidien Lanclesteiien ausgeglichener waren als 
in den nördlichen, so daß nunmehr 23 von den insgesamt 37 
Kreisen Südbadens und Südwürttemberg-Hohenzollerns über­
haupt kein redmerisd1es Wohnungscl~fizit mehr aufweisen. 
Das sd1ließt natürlich nid1t aus, daß es auch in diesen Kreisen 
einzelne Ge·biete oder Gemeinden gibt, die infolge üherclurd1-
sdrnittlid1en Bevölkernngszuwad1ses oder Häufung überalter­
ter Wohngebäude noch als Brennpunkte der Wohnungsnot zu 
gelten hahen, deren Behebung einer besonderen Regelung 
bedarf. 

In diesem Zusammenhang verdient nod1 besonders hervor­
gehoben zu werden, daß im Rahmen der Volkszählung 1961 

eine Zusatzerhehung üher Erneuerungsbedürftige Wohnge­
biet.e durchgeführt worden ist, und zwar unabhängig von der 
Frage, oh es sich dahei um Gebiete in sogenannten wefßen 
Kreisen oder in ,;od1 hewirtsd1afteten Kreisen handelt. Es 
werden sich hieraus Aufsd1lüsse cla.rüber ergehen, inwieweit 
sich die Wohnverhältnisse i"n sanierungshedürftigen Gemein­
den qualitativ voneinander unterscheiden, ein Gesichtspunkt, 
der sid1 mit der Zweckbestimmung des rein rechnerischen 
Wohnungsdefizits nid1t immer zn decken hrancht. 

Die zwei Stadtkreise und die sieben Landkreise, i_n denen 
auf Grund der Rechtsverordnung der Landesregierung vom 
20. Juni 1961 (Ces.BI. f. ·Baden-Württemberg, 1961, Nr. 14, 
S. 194 f.) die Wohnraumbewirtschaftung mit Wirkung vom 
1. Juli 1961 aufgehoben wurde, verteilen sid1 folgendermaßen 
auf die Regierungsbezirke: drei auf Nordwürttemherg (Stadt­
kreis Heilbronn und die Landkreise Backnang sowie Kün­
zelsau), vier auf Nordbade~ (Stadtkreis Pforzheim und die 
Landkreise Buchen sowie Karlsruhe und Tauberbischofsheim), 
zwei auf Südbaden (die Landkreise :Müllheim und Villingen) 
und keiner auf Südwürttemherg-Hohenzollern. · 

Unter Einrechnung der im vergangenen Jahr freigegebenen 
Kreise sind bis jetzt in Nordwürttemberg von insgesamt 22 
Kreisen 9 aus der Wohnraumhewirtsdiaftung herausgenom­
men, in Nordhaclen von 13 Kreisen ebenfalls 9, in Südl:>aden 
von 20. Kreisen 15 und in Süclwürttemher,g-Hohenzollern von 
17 Kreisen 13. Näheres ist der Tabellenübersicht und dem 
heigegehenen Schaubild zu entnehmen. 

Die im Vergleid1 zu den nördlich gelegenen Bundesländern 
verhältnismäßig günstige Entwicklung der Wohnungslage in 
Baclen-Württemherg ist auf clie überaus rege Bautäti,gkeit 
zurückzuführen, die mit rund. 82 600 fertiggestellten Woh­
mingen im Jahre 1960 trotz der auf dem Baumarkt eingetre­
tenen Sättigung den hish,;rigen Höchststand vom Jahre 1954 
wieder erreicht hat. Daß darüber hinaus Ende 1960 ein Bau­
üherhang von insgesamt 52648 Gehäuclen mit 10Il31 Woh­
nungen bestand und von- Januar his Juni 1961 von den zu­
ständigen Behörden insgesamt weitere 26 972 GC'!,äucle mit 
48 598 \Vohnungen zum Ban freigegeben wurden, liißt darauf 
schließen, daß diese Entwi~klungsrichtnng sid1 kaum ändern 
wird. Im Hinblick auf die Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum und auf den sukzessiven Ahhan des vorhandenen 
Wohnungsdefizits gewinnt diese Feststellung nm so mehr an 
Bedeutung, als allein im Jahre 1960 die Wohnhevölker~ng 
in Baden-Württemberg sid1 durch Znzng und Geburtenüber­
schuß um 2,2 vH vermehrt hat und daß sich dieser Prozent­
satz nach cleu hisher vorliegenden Unterlagen für das lanfcnde 
Jahr 1961 voraussichtlid1 nod1 erhöhen wird. 

Waldcmar Oclrich 

Zur bevorstehenden Bundestagswaltl 

Der Vierte Deutsche Bundestag wird am 17. September 1961 
gewählt werden. Im Bundesgebiet sind wie hei der letzten 
Bundestagswahl im Jahr 1957 mindestens 49,1 Ahgeonlnete 
- davon 247 nach Mehrheitswahl in den Wahlkreisen (Erst­
stimmen) und dieselbe Zahl nach Verhältniswahl aus Landes­
listen (Zweitstimmen) - zu wählen. Dazu kommen 22 Ahge­
orclnete aus dem Land Berlin. Mit wieviel Abgeordneten Ba­
den-Württemberg im neuen Bundestag vertreten sein wird, 
ist nicht von vornherein abzusehen. Das geltende Wahlred1t 
(Bundeswahlgesetz vom 7. Mai 1956, BGBI. I S. 38:J) enthält 
keine Bestimmung über die Verteilung der Abgeordnetensitze 
auf die Bundesländer. Aus der Wahlkreiseinteilung geht ledig­
lich hervor, wieviel Wahlkreismandate jedem Land zukom­
men. Für die Zahl der Landeslistenmandate ist neben der 
Zahl der Wahlberechtigten aud1 die Wahlbeteiligung hestim­
mend. Nach den Vorschriften clcs.Buncleswahlgesetzes werden 

die Listenmandate nach eiern V erhiiltnis der auf die zugehöri­
gen \Vahlvorschliige in den Liindern entfallenen Stimmen­
zahlen vergehen. Bei der Buncleslagswahl 1957 entfielen auf 
Baden-Württemberg :B Wahlkreis- und 34 Landeslistenman­
date. 

5,2 Millionen l\'ahlberechtigte bei der 
Bumlestugswnhl HJ61 

In Baden-Württeuiberg werden, wie eine fundierte Voraus­
sdüitzung ergibt, bei der bevorstehenden B!rnclcstagswahl etwa 
5 196 000 Einwohner des Landes - und z.,;,ar 2 349 000 Män­
ner und 2 847 000 Frauen - wahlberechtigt sein. Gegenüber 
der Bundestagswahl 1957 hecleutet dies eipe Zunahme um 
rund :B6 000 Wahlbered1tigte ( + 6;9 vH). Zurückzufüh_ren 
ist diese Erhöhung auf das Einrücken der, ,•Harken Geburts-
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jahrgänge 1937 bis 19'10 in <las wahlbered1tigte Alter, auf die 
weitere Aufnahme von Vertriebenen seit 1957 sowie auf den 
anhaltenden Zustrom von Flüchtlingen aus der sowjetischen 
Besatzungszone. 

Tabelle 1 

Die Wahlberechtigten bei den Bundestagswahlen 1957 und 1961 
nad1 Altersgruppen 

Wohlberechtigte bei der Buodcstogawohl I Zu• bzw. Abnahme 
_, (·) der Zahl der Wo.hlberech1igtc 

im Alter von 1957 1961 
i Wahlbcrccbti1?ten 

...... Jobren _J_l96lg_cg_cn_llb.19~ 

ab~olut 1) 1 vl-12) 1absolnt 1)j vtl2) !o~solut 1) 1 vH 
---

1 

21 his unter 25 398 8,2 478 9,2 80 20,l 
25 30 512 10,5 5•18 10,5 36 7,0 
30 

" 
40 940 19,3 1 016 19,6 76 B.1 

40 
" 

50 959 19,7 895 17,2 -6"1 - 6,7 
50 

" 
60 966 19,9 1 03•1 19.9 68 7,0 

60 
" " 

70 622 12,8 722 13,9 ' 100 16,1 
70 und mehr .... 46•1 9,6 502 9,7 38 8 ., ,. 

Insgesamt 4 860 100 5196 100 336 fJ,fJ 

1) Angaben in 1000; Differenzen in ,lcn Summen 1lurrh Runden der Zahlen. 
') ,·II ,lcr Wahlbcrcruliglcn insgcsaml. 

Bei einer Bundestagswahl erstmals wahlberechtigt - am 
Wahltag also 21 bis unter 25 Jahre alt - werden etwa 478 000 
Personen (9,2 vH aller Wahlberechtigten) sein. Der Personen• 
kreis der Neuwühler ist damit um ein Fünftel größer als 1957. 
Eine ähnlid1 hohe Zunahme der Zahl der Wahlberechtigten 
ist bei der Altersgruppe der 60- his unter 70jährigen (mit 
722 000 Wahlberechtigten + 16,1 vH) zu Yerzeichnen, wäh­
rend hei den 40- his unter 50jährigen Wahlberechtigten eine 
Verringerung auf 895 000 (- 6,7 YH) eingetreten ist. Bei allen 
übrigen Altersgruppen liegen die Veränderungen gegcnüher 
19,,7 etwas üher eiern Durd1sC"hnitt (zwisd1en + 7,0 und 
+ 8,2 YH). 

Dus ,vahler::ebnis 11»57 

Bei der Wahl zum Drillen Deutsl'hen Bundestag am i:;. Scp• 
tember 1957 waren in Baden-Württemherg 4 860 309 Perso• 
nen wahlberechtigt. Die Zahl der Wähler betrug 4 097 575; 
die Wahlbeteiligung stellte sid1 damit auf 84,3 YH. Von den 
:1907 839 gültigen Zweitstimmen, die nach den Vorschriften 
des Bundeswahlgesetzes für die Si tzYerteilung maßgehend 
sind, entfielen 2 061 700 (52,8 vH) auf die CDU, 1 009 019 
(25,8 YH) auf die SPD, 561 538 (14,4 YH) auf die FDP/DVP, 
185 214 (4,7 vH) auf den GB/BHE, 50 050 (1,3 YH) auf die 
DP, 9320 (0,2 vH) auf den Bc!D, 6102 (0,2 YH) auf die DG 
und 24 896 (0,6 vH) auf die DRP. 

Einigen Aufschluß über das Wahlverhalten Yon Männern 
und Frauen hat die durch das Bnncleswahlgesetz angeordnete 
repräsentative Sonderauszählung über Wahlbeteiligung und 
Stimmabgabe nach Gcsd1lecht und Alter i:ehrad1t. Im Rahmen 
dieses Beitrags soll nur die Stimmabgabe hehanclelt werden. 

Wie ans der Tabelle 2 herYorgcht, haben Yon 100 männ• 
liehen Wählern 48 CDU gewählt, Yon ]00 weihlichen W,ih­
lern dagegen 57. Bei der weiteren Untergliederung nach Al-

tersgrnppen zeigt sich, daß die CDU YOn den über 60 Jahre alten 
Wählern die relativ meisten Stimmen erhielt; von 100 männ• 
lid1en Wählern dieser Altersgruppe entschieden sich 54 für 
die CDU, von 100 weiblidien Wählern 62. Unter eiern Durch­
schnitt des Stimmenanteils überhaupt blieben die Männer im 
Alter von 30 bis unter 60 Jahren und die Frauen unter 60 
Jahren. Im Gegensatz zur CDU, die nad1 den obigen Ausfüh­
rungen bevorzugt von den Frauen gewählt wurde, stützte sid, 
die SPD mehr auf die Männer. Von 100 männlichen Wählern 
stimmten 28 für die SPD, von 100 weihlichcn 22. Bei Männern 
wie Frauen waren es vor allem die Wähler im Alter von 21 
bis unter 30 Jahren, die der SPD ihre Stimme gaben. Bei den 
über 60 Jahre alten Wählern waren die SPD-Anhänger relativ 
geringer vertreten als im Dnrd,schnitt aller Altersgruppen. 
Was für die SPD festzustellen war, gilt auch für die FDP/DVP. 
Sie wurde ebenfalls von den Männern (von 100 Wählern 17) 
häufiger gewählt als Yon den Frauen (14). Ihren Stimmenan­
teil hatte die FDP/DVP hauptsächlich den Wählern im Alter 
Yon 30 bis unter 60 Jahren zu verdanken. Beim GB/BHE lagen 
die Verhältnisse ähnlich. 

Tabelle 2 

Stimmabgabe bei der Bundestagswahl 1957 nad1 Geschlecht und 
Altersgruppen 

Partci2) in11ge1nmt 

CDU ...... .. .lß 

SPD ....... . 28 

FDP/DVP 17 

GB/BHE ... . 5 
UP ........ . 

CDU ....... . 57 

SPD ....... . 22 
FDP/DVP J,I 

GB/BHE ... . 5 
DP ........ . 

CDU ....... . 53 
SPD ....... . 25 
FDP/DVP 15 
GB/BHE ... . 
DP ........ . 

Von 100 Wählern 1) 

im Alter von 

~_J_ 30 

1 __ 30 

1 

bis unter 

60 

Jobren 

wählten oebenstchcudc Pnrteicn 

IHü.nner 

•19 ·15 
31 28 
14 18 

-1 6 
1 

Frauen 

55 56 
24 22 
15 15 

•I 

Münncr und Frauen 

52 51 
27 25 
14 16 

4 

60 und mehr 

5•1 
2·1 
15 

5 

62 
19 
13 

5 

58 
21 
14 

5 

1) \Vühlcr, die gültige Zweitstimmen nbgcgcbcn hatten. - !) Einzeln aur­
gdührt sind die Parteien, auf die bei der Ilun<leslagswahl 1957 wenigstens 
1,0 YI-1 «ler gültigen Zweitstimmen entfiel. 

Uie Parlamentswahlen seit 1952 

Seit Bestehen cles Bundeslandes Baclen-Württemberg haben 
zwei Bundestagswahlen nnd drei Landtagswahlen stattgefun­
den. Bei Betrachtung der Ergebnisse dieser fünf Parlaments­
wahlen zeigen sich clentlid, Unterschiede zwischen Bnncles- und 

Tobelle 3 Die Parlamentswahlen in Baden-Wiirllemberg seit 1952 

Wohlen 

Wahl zur Verfassunggebenden 
Landesversammlung 9. März 1952 . 

Wahl zum 2. Bundestag 6. Sept. 1953 
Landtagswahl 4. lllärz 1956 ....... . 
Wahl zum 3. Bundestag 15. Sept. 1957 
Landtagswahl 15. Mai 1960') ...... . 

:nl~:~ Gültige _____ D•_n_rn_te_r_fil~) c~: ,. ~timmen 1) CDU SPD I FDP/DVP GH/BHE 1 rcchtigte a er DP 
i r\1.S 1nsgesomt I - -

Ao,:o.bl ! vH Anzo.hl 
I 

vH I Anzahl vll : Anzahl I vH I Anzahl . \·H 
----+-~--- 1 

Wohlbe- 1 w··bl 

1 

1 

4 382 117 2 '789 872~ 63,7 2 730 820 982 727 36,0 765 032 28,0 j 491 711 18,0 1707511) 6,3 
4 536 755 3 710 2531 81,8 3 588 131' 1 881 874 52,1 825 704, 23,0, 455 535 12,7 193 532 1 5,4 
4 738 390 3 328 8601 70,2 3 266 169' 1 392 635 •12,6 942 732, 28,9 ! 541221 16,6 :204 335 1' 6,3 
4 860 309 ' 4 097 5751 81,3 3 907 839 i 2 061 700 52,8 1 009 019 I 25,8 1 561 538 H,4 1185 214 ,J.i , 
5 136 768. 3 028 2481 59,0 2 948 560, 1 163 352 . 39,5. 1 040 911 35.3, 466 908 15,8 119•1402 , 6,6, 

1 

1 

56 268 ; 1,6 

50 050 i l,~ 
ol7410!l,6 

1
) Bundestagswahlen 1953 und 1957: Zweitstimmen. - :) Einzeln aufgeführt sind die Parteien, aur die bei der Bundestagswahl 1957 wenigslens 1,0 \'H der 

gültigen Zweitstimmen enlfiel. - 3 ) Außerdem 84 026 S1immcn (DG-BHE) in den Regierungsbezirken Nordwürttemberg und Nordbaden. - ") Unlcr 
Berücksiditigung der Wicderholuugswnhl in den Wahlkreisen Waiblingen I und II am 12. März 1961. 
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Landeswahlen. Dies dürfte einerseits auf die verschiedene 
Beurteilung der politischen Bedeutung der einzelnen Wahlen 
durd, die \Vahlbercd,tigten zurückzuführen sein, andererseits 

8661 

Stimmabgabe bei der Bundestagswahl 1957 
nach Geschlecht und Alter 

21 J0 
bis uriter 

J0 60 

Manner 

von 100 W'3.hlern im Alter von 
60 21 J0 

und bis unter 
menr J0 60 

;anren wahlten. 

Frauen 

60 
und 
mehr 

Sonstige J Parteien 

GB/BHE 

FOP/OVP 

SDD 

CDU 

S1a1,s1,scne~ Landestimt BGden•WUrnemocrg 

mag aud, die unterschiedliche Akzentuierung des Wahlkampfes 
eine Rolle spielen. 

Ans der Tabelle 3 ist zunächst die bei Bundeswahlen im 
Vergleich zu Landeswahlen jeweils höhere Wahlbeteiligung 
abzulesen. Unterschiede waren nicht nur im Vorbereich der 
politischen Entscheidung - Beteiligung oder Nichtbeteiligung 
an der Wahl - zu beobachten, sondern auch bei der konkreten 
Willensäußerung der Wahlbered1tigteu, der Stimmabgabe für 
die Wahlvorschläge der einzelnen Parteien. Die CDU, die bei 
allen Parlamentswahlen seit 1952 wenigstens die relative 
Mehrheit aller gültigen Stimmen erhielt, hatte beim Vergleich 
von Bundestags- und Landtagswahlen die stärkste Fluktion 
aufzuweisen. Sie ging bisher aus Bundestagswahlen mit je­
weils mehr als der Hälfte aller Stimmen stärker hervor als 
aus Landtagswahlen, bei denen ihr Stimmenanteil zwischen 
36,0 vH (1952) und 42,6 vH (1956) lag. Umgekehrt erwies 
sich die SPD bei Landtagswahlen stärker als bei Bundestags­
wahlen; bei der La~dtagswahl 1960 errang sie mit 35,3 vH 
den bisher höchsten Stimmenanteil. Auch die FDP/DVP war 
seit 1952 bei Landeswahlen erfolgreicher als bei Bundeswah­
len, dasselbe gilt für den GB/BHE. Für die DP ist eine ent­
sprechende Aussage nicht möglich, da sie in Baden-Württem­
berg erstmals 1960 bei einer Landtagswahl aufgetreten ist. 
Vergleicht man schließlich Wahlbeteiligung und Stimmenan­
teile der Parteien bei den verschiedenen Wahlen, so ergibt 
sich, daß eine hohe Wahlbeteiligung seit 1952 für die CDU 
verhältnismäßig günstig war. Auf der anderen Seite schnitten 
SPD, FDP/DVP und GB/BHE bei niedriger Wahlbeteiligung 
relativ besser ab als bei reger Wahlbeteiligung. 

Eberhard Gawatz 

Der Preisindex fiir die J,ebensbaltung iDI 2. Vie1·teljabr 1961 

Der Preisindex für die Lebenshaltung - mittlere Verbrau­
dtergruppe -stieg nad1 altem Berechnungsverfahren in Baden­
Württemberg im 2. Vierteljahr 1961 um 0,8 vH und erreichte 
mit 126,5 (1950 = 100) im Juni 1961 den höchsten Stand seit 
der Währungsumstellung.Nachdem aud1 im 1. Vierteljahr 1961 
der Preisindex bereits um 0,8 vH angestiegen war, ergibt sid1 
für die Zeit von Dezember 1960 bis Juni 1961 eine Indexan­
hebung um 1,5 vH. 

Der Preisverlauf im 2. Vierteljahr 1961 ist durch die Ver­
teuerung der „Ernährung" um durchsclmittlich 1,3 vH und 
der Gruppe „Hausrat" um 1,1 vH gekennzeichnet. Daneben 
stiegen die Preisindizes für„Wohnung" und für „Bekleidung" 
um je 0,7 vH, für „Reinigung und Körperpflege" um 0,5 vH 
sowie für „Bildung und Unterhaltung" um 0,2 vH. Eine rück­
läufige Indexbewegung um 1,0 vH verzeichnete nur „Heizung 
und Beleuchtung", während die Preise für „Getränke und 
Tabakwaren" sowie für „Verkehr" in etwa stabil blichen. 

Die Gesamtbeurteilung der Preissituation im ersten Halb­
jahr 1961 kann nicht an der Tatsache vorübergehen, daß die 
verhältnismäßig große Indexerhöhung noch mit den Preisbe­
wegungen im Jahr 1960 zusammenhängt. Trotz verschiedenen 
nachhaltigen Verteuerungen im vergangenen Jahr - beispiels­
weise die Anhebung der Mietpreise und der Bundesbahntarife 
im Berufsverkehr - hatte sich der Preisindex für die Lebens­
haltung in der Zeit von Dezember 1959 bis Dezember 1960 
nur um 0,4 vH erhöht. Dies erklärte sich zum Teil damit, daf! 
die reichliche Ernte an Kartoffeln, Gemüse und Obst von der 
Jahresmitte 1960 au zu Preisabschlägen bei diesen Waren 
führte, die die Verteuerungen auf anderen Gebieten weit­
gehend kompensierten. Im Laufe der ersten J ahreshülfte 1961, 
d. h. mit wachsendem zeitlidtem Abstand von der Ernte und 
mit der zum Teil bereits wirksam werdenden Neueinstellung 
der Preise im Hinblick auf die Ernte 1961, trat der Einfluß 
der gärtnerischen und landwirtschaftlichen Erzeugnisse immer 
weniger in Erscheinung, so daß erst jetzt gewisse V crteuerun-
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gen von Waren und Leistungen mit jahreszeitlich nicht schwan­
kenden Preisen in die Optik rücken. 

Deutlicher werden diese Verhältnisse durch einen Jahres­
vergleid, aufgezeigt. Von Juni 1960 bis Juni 1961 hat sich der 
Preisindex für die Lebenshaltung um 2,5 vH erhöht, wobei 
nur die Indizes für Ernährung sowie für Getränke und Tabak­
waren um je 0,2 vH rückläufig waren. Im übrigen betrugen 
die Verteuerungen in Jahresfrist maximal 12,8 vH für Woh­
nung, 5,7 vH für Verkehr und 5,6 vH für Hausrat. Im Dezem­
ber 1960 lag der Preisindex für Ernährung noch um 4,5 vH, 
im März 1961 uod1 um 2,2 vH niedriger als jeweils ein Jahr 
zuvor. 

Wird der Preisindex für die Lebenshaltung ohne gewisse 
Waren mit jahreszeitlich stark variablen Preisen beredmet, 
so ergibt sich folgende Gegenüberstellung: 

Indexgruppe 

Gesamtindex 
Gcsamtin<lcx ohne 

Kartoffeln, Gemüse, 
Obst und Südfrüd11e') 

Eier, KartoITcln, Ge­
müse, Obst und 
Südfrüd1te') 

Ernährung ........... . 
Ernährung ohne 

Kartoffeln, Gemüse, 
Obst und SiiMrüchte') 

Eier, Kartoffeln, Ge­
miisc, Obst und 
Südfrüchte') 

__ P!_!!sindex - l\litllere V~~~hc~gr~p~~-=--
1950 = 100 Verändcrung:invH 

Juni I De•. [ Mün I Juni 
1960 1 1960 1961 1961 

- - -1--

123,5 124,6 , 125,5 126,5 

Juni 1961 gegen 
März I Dez. -Juni 
1961 1 1960 1960 

1 1~ 
+0,8 +1,5, +2,5 

1 1 

121,8 12'1,7 125,l: 125,6 +0,4 +0,7 +3,1 

122,2 12'1,4 125,4 125,9 +0,,1 +1,2 +3,0 
' 1 

128,l 125,3 126,3 127,9 +1,3
1 +2,0 - 0,2 

1 

1 

1 

124,6 125,5 125,3 125,8 +0,,1 +0,2[+1.o 
1 

i 
+1.4 l+o.6 1 

125,8 124,9, 126, l 126,6, +0,4 




